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Annette Groth, menschenrechtspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion Die Linke 
im Bundestag, erklärte am Donnerstag 
zur Verleihung des Alternativen No-
belpreises an den palästinensischen 
Menschenrechtsanwalt Raji Sourani, 
an den US-amerikanischen Kämpfer 
gegen Chemiewaffen Paul Walker, an 
den kongolesischen Arzt Denis Muk-
wege und den Schweizer Biologen 
Hans Rudolf:
Die diesjährigen Träger des Alternati-
ven Nobelpreises haben sich für eine 
friedlichere und gerechtere Welt mit 
weniger Waffen und mehr ökologi-
scher Vielfalt eingesetzt. Ihr Wirken 
macht diese Welt für Zehntausende 
Menschen, die von Not, Elend und 
Drangsal betroffen sind, täglich ein 
kleines Stück besser. (…) Ich hoffe be-
sonders, daß die Auszeichnung für Raji 
Sourani mehr Aufmerksamkeit auf das 
Leid der Menschen im Gazastreifen 
lenken wird. Das ist in den letzten Mo-
naten noch dringlicher geworden, da 
die ägyptische Übergangsregierung die 
Bewegungsfreiheit der Palästinense-
rinnen und Palästinenser seit Juli mas-
siv eingeschränkt hat. (…) Selbst wenn 
die Notwendigkeit einer medizinischen 
Behandlung in Ägypten nachgewiesen 
wird, werden häufig keine Genehmi-
gungen erteilt. Nahrungsmittel, medi-
zinisches Gerät, Medikamente, Benzin 
und vieles mehr wird immer knapper – 
die seit Jahren beklagte humanitäre Ka-

tastrophe im Gazastreifen droht sich 
weiter zu verschärfen. (…)

 Grußbotschaft der Antifaschistischen 
Linken Berlin (ALB) nach Griechen-
land:
Liebe Freundinnen und Freunde, liebe 
Genossinnen und Genossen, mit tie-
fer Bestürzung haben wir von Berlin 
aus die Ereignisse in Piraeus verfolgt. 
Wir weinen und trauern mit Euch um 
einen Freund, einen Antifa und einen 
Menschen, der von Neonazis ermordet 
wurde – um Pavlos Fyssas. (…)

Jedes Jahr organisieren wir zusam-
men mit vielen anderen linksradikalen 
und antifaschistischen Gruppen die 
Silvio-Meier-Demo. Silvio wurde 1992 
von Neonazis ermordet. Wir können 
es natürlich von der Ferne aus nicht 
genau beurteilen: Aber es sieht für uns 
so aus, daß viele Ereignisse beim Mord 
an Silvio mit denen beim Mord an 
Pavlos gleich sind. Auch Silvio wurde 
von Neonazis erstochen, auch Silvio 
war ein Mensch, der nicht zusehen 
und still sein wollte, wenn andere von 
Neonazis bedroht und am Leben ge-
hindert wurden auch Silvio vertraute 
nicht auf den Staat und seine Bullen im 
Kampf gegen Neonazis, sondern auf 
seine Freundinnen und Freunde, und 
Silvio wußte, daß man immer aktiv 
und teilweise auch militant gegen Neo-
nazis vorgehen muß. Denn eine andere 
Sprache verstehen und verdienen sie 

nicht. Ähnlich ist der Fall zwischen 
Silvio und Pavlos auch in der medialen 
Berichterstattung nach dem Mord: Von 
Auseinandersetzungen wird gespro-
chen und von Konflikten die sich hoch-
schaukelten. 

Wir sagen klar, wie es ist: Es sind 
Morde durch Neonazis  – angetrieben 
von einer menschenverachtenden Ideo-
logie, deren Ziel nicht weniger als die 
Unfreiheit und Unterdrückung aller 
Menschen ist.

Wir sehen die Bilder und Videos 
aus Griechenland, in welchen Bullen 
und Neonazis Hand in Hand gegen 
Menschen vorgehen, die an Pavlos er-
innern. Gerade in Zeiten der Krise sind 
die Bullen nicht mehr als die Büttel 
einer Elendsverwaltung und zeigen ihr 
wahres Gesicht und ihre wahren Sym-
pathien. Der Mord an Pavlos, der Mord 
an Silvio und an allen Menschen, die 
nicht ins menschenverachtende Welt-
bild der Neonazis passen, dürfen nicht 
ungesühnt bleiben.

Der Kampf um Befreiung muß im-
mer auch mit dem Kampf gegen Neo-
nazis und ihre Strukturen verbunden 
sein. Das sind wir den Ermordeten und 
ihren Familien schuldig. Nur so kann 
ein Teil unserer Trauer und unserer 
Wut zu etwas Gutem werden. (…) 
u »In Gedenken an Pavlos Fyssas 
und gegen Faschismus und seinen 
Nährboden » – Demonstration heute, 
18.30 Uhr, ab Heinrichplatz in Berlin

Abgeschrieben

Sie sind Mitbegründer der 
im Juni gestarteten Kam-
pagne »Lernen für den 

Frieden«. Welches Ziel verfolgen 
Sie damit?

Schulen und Hochschulen müssen ih-
ren Beitrag für eine menschenwürdige 
und friedliche Entwicklung der Welt 
leisten. Dafür sollen die Bildungsein-
richtungen strikt zivil ausgerichtet 
werden; der Einfluß von Rüstungsin-
dustrie und Militär muß abgeschafft 
werden. Wir treten damit für eine ge-
sellschaftliche Entwicklung ein, die 
von Aufklärung, Solidarität und der 
Autorität von Argumenten geprägt ist. 
Jeder kann auf unserer Website Un-
terschriftenlisten ausdrucken und sich 
beteiligen. 

Bisher sind nur 2 200 Unterschrif-
ten zusammen gekommen. Wa-
rum nur so wenig?

Immerhin ist schon in einigen Städten 
gesammelt worden. Dabei haben wir 
die Erfahrung gemacht, daß viele Men-
schen die Versuche der Militarisierung 
von Bildung und Wissenschaft ableh-
nen, aber unsicher sind, ob sich daran 
etwas ändern läßt. Wir haben uns be-
wußt dafür entschieden, daß man nur 
auf ausgedruckten Listen und nicht 
online unterschreiben kann, weil wir 
auf Gespräche mit den Mitmenschen 
setzen. Wir wollen sie zum Eingreifen 
für Frieden und sozialen Fortschritt 
ermutigen. Wir brauchen einen Men-
talitätswechsel, jeder kann damit bei 
sich selbst beginnen.

Sind Aktionen geplant, um die 

Kampagne voranzutreiben?
Die unterschriebenen Listen wollen 
wir am 5. Dezember der Kultusmini-
sterkonferenz in Bonn übergeben. Für 
diesen Tag planen wir auch eine Kund-
gebung, auf der Homepage werden wir 
dazu Näheres bekanntgeben. Bis dahin 
wollen wir mindestens 10 000 Unter-
schriften gesammelt haben. Das ist der 
Stand der bisherigen Überlegungen; 
wer weiter informiert werden will, 
kann sich mit einer Mail in unseren 
Newsletter eintragen. 

In vielen Schulordnungen der 
Bundesländer ist eine Erziehung 
zum Frieden bereits vorgesehen. 
Gibt es in diesen Ländern keine 
Unterschriftensammlung?

Unterschriften können in der ganzen 
Bundesrepublik gesammelt werden, 
jeder darf unterzeichnen. Als Schluß-
folgerung aus dem Sieg über den 
Faschismus wurde das Thema »Frie-
den« – auch als Ziel und Aufgabe von 
Bildung! – sogar in Landesverfassun-
gen und in dem von Deutschland ratifi-

zierten UN-Sozialpakt berücksichtigt. 
Schulen und Hochschulen haben die 
Aufgabe, mündige Persönlichkeiten 
heranzubilden, die sich für eine fried-
liche Welt einsetzen. 

In vielen Bundesländern wurden al-
lerdings Kooperationsvereinbarungen 
mit der Bundeswehr abgeschlossen; 
Jugendoffizieren wird so ermöglicht, 
in den Schulen Unterrichtstunden zu 
halten, Einfluß auf die Ausbildung von 
Referendaren zu nehmen und so die 
aktuellen Kriege zu legitimieren und 
für den Soldatenberuf zu werben. Die-
se Vereinbarungen müssen aufgekün-
digt werden. »Friedensbildung« kann 
nicht von Angehörigen einer kriegfüh-
renden Armee vermittelt werden. 

Die gegenwärtige Krise erfaßt doch 
unser gesamtes Bildungssystem: Es 
wird zu wenig dafür ausgegeben, des-
wegen ist es von externen Geldgebern 
abhängig. Der Konkurrenz- und Lei-
stungsdruck nimmt so zu, daß man 
ihm nur noch durch stupide Paukerei 
begegnen kann  – für alle Beteiligten 
ist das sehr aufreibend. 

Das muß dringend anders werden. 
Gerade jetzt kommt es darauf an, sich 
kritisch mit den gesellschaftlichen 
Verhältnissen auseinanderzusetzen. 
Die soziale Ungleichheit muß ebenso 
abgeschafft werden wie das zerstöreri-
sche Konkurrenzprinzip. Nur Frieden 
schafft Frieden. 
�Interview: Michael Schulze von Glaßer

u www.lernenfuerdenfrieden.de
u lernenfuerdenfrieden@yahoo.de

»W i r  wo l le n  z um  E i n g re i fe n 
f ü r  d e n  F r i e d en  e rmun t e r n«
Die Kampagne »Lernen für den Frieden« will den Einfluß der 
Bundeswehr auf Schulen zurückdrängen. Ein Gespräch mit Peter Förster

Mit der SPD geht es 
aufwärts. Zwar war 
der Abstand zu CDU 

und CSU noch nie so groß, aber 
es winkt Regierungsbeteiligung. 
Es gab einige Prozentsätze mehr, 
das Spitzentrio bekennt sich zu 
sozialdemokratischen Errungen-
schaften wie »Agenda 2010«, 
deutschen Angriffskriegen und 
vom Staat unbelästigtem Bankwe-
sen, die Mehrheit des Wahlvolks 
wünscht sich die große Koalition, 
und die Kanzlerin rief am Montag 
Sigmar Gabriel wegen Verteilung 
der Posten an – oder so ähnlich. 
Hinzu kommen öffentliche Wür-
digungen: Der Exparteivorsitzen-
de Matthias Platzeck erhielt am 
Mittwoch die »Goldene Henne«, 
einen Kleinkunstpreis der Su-
perIllu, die eine Art kostenpflich-
tige Apothekenumschau für Ost-
deutschland ist. Am Donnerstag 
schließlich mobilisierte Bild den 
91jährigen Egon Bahr, um ihn in 
einem Exklusivbeitrag für eine 
Minderheitenregierung plädieren 
zu lassen. Für Gaga ist gesorgt.

Dazu gehört auch: In der SPD 
herrscht seit Bekanntwerden des 
Beschlusses von deutscher Ex-
portwirtschaft und Kanzlerin zur 
Bildung der großen Koalition, die 
der fröhliche Horst Seehofer, wie 
er verkündete, schon besiegelt 
hat – soviel Differenz zwischen 
CDU und CSU muß sein – De-
mokratiealarm. Feinde Sigmar 
Gabriels drohen mit Mitglieder-
entscheid. Der Parteivorsitzende 
sah sich genötigt, einen Brief an 
alle Genossinnen und Genossen 
zu richten. Die Entscheidungs-
prozesse, versprach er, würden 

»unter breiter Beteiligung der 
Partei und ihrer Mitglieder 
vorgenommen«. In der Bundes-
tagsfraktion kündigte er »mehr 
Legitimation als früher« an. Nur 
das Wort »Mitgliederentscheid« 
kommt selbstverständlich bei ihm 
nicht vor.

Dabei hätte Gabriel wenig zu 
befürchten, denn von den etwa 
eine Million SPD-Mitgliedern zu 
Zeiten des DDR-Anschlusses An-
fang der 90er Jahre sind 470 000 
übriggeblieben, zumeist Beamte 
und Rentner. Beide Gruppen 
haben mit der »Agenda 2010« we-
niger Probleme als alle anderen 
Bürger; die Gefahr, von ihrer Par-
tei in den Krieg geschickt zu wer-
den, ist relativ gering. Dennoch 
warnte der Politikwissenschaftler 
Jürgen Falter am Donnerstag vor 
dem heute in Berlin stattfinden-
den SPD-Konvent, gehe Gabriel 
ein hohes Risiko ein, wenn er der 
Basis das letzte Wort zu einem 
Koalitionsvertrag mit der Union 
überlasse. Er könne sich eine blu-
tige Nase holen. Herr Falter weiß 
selbstverständlich, daß Gabriel 
nie an solch ein letztes Wort ge-
dacht hat. Aber wenn alle so tun 
als ob, herrscht wahre Demokra-
tie. Natürlich gibt es Irrläufer. Da 
erklärt der frühere SPD-General-
sekretär Hubertus Heil, es gehe 
um Inhalte, nicht um Kabinetts-
sitze, und fast gleichzeitig poltert 
Johannes Kahrs, die Hälfte der 
Ministerposten gehöre der SPD. 
Fest steht: Die Genossen werden 
mit breiter Legitimation aufrecht 
hineinkriechen. Fürs Postenabfas-
sen hat, ob Mitglied oder nicht, 
jeder volles Verständnis.

Demokratiealarm
SPD vor Parteikonvent

Kammerjäger des Tages

Die »erfolgreichste Regie-
rung seit der Wiederverei-
nigung« (Angela Merkel) 

ist weg. Zu ihrem Erfolg zählt 
zweifellos auch die Gewöhnung an 
Mietsteigerungen um zweistellige 
Prozentsätze und die erfreulich 
steigende Zahl von Zwangsräu-
mungen. Nun zeigt sich: Auch mit 
Armutsmietern läßt sich Kohle ma-
chen. Jedenfalls berichtet der Ta-
gesspiegel am Donnerstag von ei-
nem vielversprechenden Modell in 
Berlin. Dort gammeln nicht wenige 
Plattenbauten aus DDR-Tagen, die 
für den Abriß vorgesehen waren, 
als Rattenburgen vor sich hin, die 
nun schöne Renditeobjekte werden 
können. Laut Tagesspiegel »revi-
talisieren« die Unternehmer Lutz 
Lakomski und Arndt Ulrich aus 
dem Westerwald mit ihrer Firma 

GPU, die nichts mit einem sowje-
tischen Geheimdienst, sondern mit 
»Projekten« zu tun hat, seit einigen 
Jahren leerstehende Funktionsge-
bäude, »um die Immobilienhaie 
normalerweise einen großen Bogen 
machen«. So ließen sie in einem 
langen Behördenbunker an der 
Frankfurter Allee nicht wie geplant 
das gefühlt 120. Einkaufszentrum 
Berlins entstehen, sondern ein 
Wohnhaus mit Ein-Zimmer-Buch-
ten à 25 oder 35 Quadratmetern. 
Das geht bei Rentnern, Studen-
ten, Hartz-IV-Empfängern usw. 
weg wie geschnitten Brot. Nun 
kümmert sich die GPU um 600 
leerstehende Wohnungen in neun 
Plattenbauten im Berliner Bezirk 
Hohenschönhausen. Lakomski und 
Ulrich, so der Tagesspiegel, hätten 
sich vorgenommen, »Wohnraum 
für die Gentrifizierungsopfer ihrer 
Kollegen aus der Luxusklasse zu 
schaffen«.

Als Berlins Regierender Klaus 
Wowereit einst meinte, drastische 
Mietsteigerungen seien ein Zei-
chen für wirtschaftliche Belebung, 
konnte selbst er als politischer Re-
präsentant der Berliner Baumafia 
nicht ahnen, welche Wahrheit er 
aussprach: Es kommt nicht darauf 
an, Leute arm zu machen, sondern 
darauf, an ihrer Armut zu verdie-
nen.� (asc)

u Von Arnold Schölzel

Peter Förster ist in der Kampagne 
»Lernen für den Frieden« aktiv
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